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Vortrag im Rahmen der Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für Evaluation (DeGEval) an der Deutschen Hochschule für öffentliche Verwaltung in Speyer, 4./5. Oktober 2001

I. Vorbemerkung

Will man die Vorgehensweise und die tatsächlichen und erwartbaren Effekte der abgeschlossenen Systemevaluationen von Forschungsorganisationen in Deutschland bewerten, sind zwei Vorbemerkungen zu institutionellen Merkmalen des deutschen Wissenschaftssystems hilfreich:

1. Wissenschaftspolitik in Deutschland findet statt auf der Grundlage des "kooperativen Föderalismus", dessen konstitutives Merkmal darin besteht, dass Bund und Länder Förderung von Einrichtungen der wissenschaftlichen Forschung zusammenwirken. Die Vor- und Nachteile  einer solchen Politikverflechtung sind erschöpfend beschrieben worden. Für das Wissenschaftssystem lassen sie sich auf einen kurzen Nenner bringen: Institutionelle Sicherheit durch Rahmenvereinbarungen und feste Finanzierungsschlüssel auf der einen Seite, Koordinationszwänge, eingeschränkte Flexibilität und "Versäulung" auf der anderen Seite. Die Entscheidung von Bund und Ländern von 1996, alle gemeinsam geförderten Forschungseinrichtungen zu evaluieren,  hatte ausdrücklich das Ziel, den Wettbewerb und die Flexibilität im deutschen Wissenschaftssystem zu erhöhen. Den methodischen Ansatzpunkt für die Systemevaluationen bildete allerdings das kritisierte "versäulte System" selbst: der Reihe nach wurden die einzelnen Forschungsorganisationen zunächst in ihrer internen Funktionsweise und anschließend in ihrem Verhältnis zu den anderen Sektoren des Forschungssystems betrachtet. Eine solche Vorgehensweise entspricht der Logik einer Wissenschaftspolitik, deren Wahrnehmung durch Rahmenvereinbarungen und Ausführungsvereinbarungen zu einzelnen Wissenschaftseinrichtungen geprägt ist (einschließlich der Existenz selbständiger "Betreuungsreferate" in den Ministerien für bestimmte Forschungsorganisationen). Diese Vorgehensweise ist zu naheliegend, um sie zu kritisieren, sie präformiert jedoch die Ergebnisse (ich werde darauf zurückkommen) - und sie ist nicht alternativlos. Insbesondere zwei grundlegende Merkmale von Systemen - die Interdependenz ihrer Teile und die Emergenz von Systemeigenschaften, die sich nicht in der Aufzählung ihrer einzelnen Teile erschöpfen,  weisen auf mögliche alternative Vorgehensweisen. So könnte man - unabhängig von institutionellen Zuordnungen - zunächst von bestimmten als wünschenswert betrachteten Leistungen des Wissenschaftssystems ausgehen (zum Beispiel Produktion von strategisch nutzbarem Grundlagenwissen oder Exzellenz in der reinen Grundlagenforschung oder Entwicklung von Schlüsseltechnologien) und sich dann fragen, welche institutionellen Reformen auf nationaler Ebene erforderlich sind, um diese Leistungen zu optimieren. Eine solche problem- statt institutionenorientierte Herangehensweise hätte den Vorteil, institutionelle Domänen bereits im Ansatz analytisch aufzubrechen.

2. Wissenschaftspolitik in Deutschland folgt den normativen Prinzipien von Autonomie und Selbstverwaltung der Wissenschaftsorganisationen, die ein hohes Maß an Selbststeuerung reklamieren können. Dieses betrifft zuallererst die Max-Planck-Gesellschaft, die als Trägereinrichtung eine Globalfinanzierung erhält und deren Senat autonom über Forschungsschwerpunkte und -institute entscheiden kann. Darüber hinaus betrifft es die Fraunhofer-Gesellschaft, die als Trägereinrichtung für die angewandte Forschung ihre institutionelle Förderung in Abhängigkeit von der Höhe ihrer privaten Erlöse bekommt. Deutlich schwächer waren diese Prinzipien bislang bei der Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren und der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz ausgeprägt: Bei beiden Forschungsorganisationen handelt es sich nicht um Trägereinrichtungen der Forschung; die Etablierung von Dachorganisationen erfolgte relativ spät (zunächst existierten Arbeitsgemeinschaften der Institute), diese hatten eher den Charakter einer freiwilligen Koordination der Institute, als dass sie eine handlungsfähige Steuerungsinstanz darstellten.
 Die außeruniversitäre Forschung in Deutschland wird also getragen von - mehr oder weniger - handlungsfähigen korporativen Akteuren, die gegenüber den staatlichen Akteuren in Bund und Ländern nicht nur als "Adressaten", sondern auch als Agenten wissenschaftspolitischer Gestaltung auftreten.
 Diese Frage spielt insbesondere für die Umsetzung der Empfehlungen aus den Systemevaluationen eine Rolle: Weder kann man unterstellen, dass die evaluierten Forschungseinrichtungen nicht eigene wissenschaftspolitische Ziele verfolgen und sich längst auf den Weg zu mehr Qualität, Flexibilität und Wettbewerb begeben haben, noch kann man erwarten, dass die Ergebnisse staatlich veranlasster Systemevaluationen als "Blaupause" für den Umbau der eigenen Forschungsorganisation verwendet werden. Es handelt sich vielmehr um einen dialogischen und konfliktiven Prozess, der verschiedenen Foren hat (Wissenschaftsrat, BLK, Senat der Wissenschaftsorganisationen aber auch Öffentlichkeit) und bei dem im Idealfall nicht nur die Wissenschaftsorganisationen, sondern auch die staatlichen Akteure lernen. 

Was hat der Wissenschaftsrat aus den Systemevaluationen der Forschung gelernt? Ich will versuchen, diese Frage inhaltlich mit Blick auf die Empfehlungen und methodisch mit Blick auf den Evaluierungsansatz und die verwendeten Verfahren zu beantworten.

II. Die Ergebnisse der Systemevaluationen und deren Umsetzung

Ein wichtiges Ergebnis der Systemevaluation von HGF und WGL ist darin zu sehen, dass beide Forschungsorganisationen in ihrer Reputation und Bedeutung für das deutsche Wissenschaftssystem gestärkt wurden. Für die WGL wurde festgestellt, dass die meisten Institute gute bis sehr gute, zum Teil auch internationale Spitzenleistungen erbringen und ein unverzichtbares Forschungspotential darstellen. Für die HGF kam der Wissenschaftsrat - auch aufgrund einer bibliometrischen Vergleichsanalyse - zu dem Ergebnis, dass die Leistungen der Institute in den allermeisten Fällen weit überdurchschnittlich sind und keinen Vergleich mit Institutionen in anderer Trägerschaft scheuen müssen. Die Mission einer langfristig orientierten Vorsorgeforschung wurde bestätigt. Ein solcher Reputationseffekt" durch eine Systemevaluierung ist nicht gering zu veranschlagen, zumal beide Organisationen seit Jahrzehnten wissenschaftspolitisch "problematisiert" worden waren. Ohne die Geschichte an dieser Stelle noch einmal aufrollen zu können, sei daran erinnert, dass die Großforschungseinrichtungen manchen wissenschaftspolitischen Kommentatoren noch vor 10 Jahren schlicht als "morsche Kähne" galten, die versenkt gehören, und die Einrichtungen der Blauen Liste von den "Großen" der deutschen Wissenschaftspolitik schon einmal als "Augias GmbH" tituliert worden waren.

Die Systemevaluationen des Wissenschaftsrates haben (wie die anderen Systemevaluationen auch) eine Binnen- und eine Außenperspektive: Sie betrachten zunächst das interne System einer Wissenschaftsorganisation, die Instrumente und Steuerungsformen, die angewandt werden, um bestimmte Ziele zu erreichen. Darüber hinaus werden die externen Beziehungen zu den anderen Sektoren des Wissenschaftssystems in den Blick genommen. Es ist nicht überraschend, dass Fragen der Steuerung und Selbstorganisation sowohl bei der Evaluierung der HGF als auch der WGL eine herausgehobene Bedeutung erlangten. Bei beiden Forschungsorganisationen nehmen bislang die staatlichen Akteure (im Fall der HGF vor allem der Bund durch die Übernahme von 90% der institutionellen Förderung) wichtige Steuerungsfunktionen für die einzelnen Zentren bzw. Institute wahr. Für beide Forschungsorganisationen gibt es aber seit einigen Jahren Bestrebungen, die Dachorganisationen (HGF und WGL) als korporative Akteure zu etablieren und zu stärken, um auf diese Weise die Partikularinteressen (i.w.: Bestandsicherungsinteressen) der einzelnen Zentren oder Institute einzuschränken. Im Fall der HGF war ein erster Schritt die Einführung eines zentrenübergreifenden Wettbewerbs (mittels eines "Strategiefonds", der aber rund 5% der Grundfinanzierung der HGF umfasste); bei der WGL stand demgegenüber die Frage der Qualitätskontrolle und -sicherung durch einen zentralen Senat im Vordergrund. Beide Systemevaluationen des Wissenschaftsrates schließen an die jeweiligen Entwicklungen in  HGF und WGL an.

Systemevaluation 

Von HGF und WGL

- Synopse einiger wichtiger Empfehlungen -

	
	HGF
	WGL

	Steuerung
	· Programmsteuerung durch einen zentren​unabhängigen Präsiden​ten und durch Programm​koordinatoren

· Stärkung der Kompeten​zen des Senats

· Neudefinition der Kompe​tenzen der Zentrumleitun​gen

· zentrenübergreifende 

Begutachtungen in Ver​antwortung des Präsi​denten
	· wissenschaftspolitische Steuerung weiterhin Aufgabe von Bund und Ländern

· Selbstorganisation der externen Qualitätssi​cherung durch WGL

	Finanzierung
	· programmbezogene Fi​nanzierung (80 % des Haushalts; institutionelle Finanzierung zweckunge​bunder Forschung (20 %)
	· Aufgabe des „Omnibusprinzips“

	Programme
	· problemorientierte For​schung als Mission

· umfassende Diskussion der Programmbereiche (Prospektion)
	· Vielfalt der Programme bewahren und Flexibili​tät steigern

· Voraussetzungen schaffen, um neue The​men schnell aufgreifen zu können

	Personal
	· 30 – 50 % der Haus​haltsstellen für Wissen​schaftler befristet beset​zen

· höhere Selbständigkeit des wissenschaftlichen Nachwuchses
	· 30 – 50 % der Haus​haltsstellen für Wissen​schaftler befristet beset​zen

· gemeinsame Nach​wuchsförderung von WGL-Instituten und Hochschulen

	Kooperationen
	· verstärkt gemeinsame Einrichtungen von HGF und Hochschulen

· Zusammenarbeit mit der Wirtschaft nutzenorien​tierter gestalten
	· gem. Berufungen WGL-Institute/Hochschulen

· mehr internationale Kooperationen


Um Flexibilität, Wettbewerb, Leistungs- und Ergebnisorientierung der Forschungszentren zu stärken, empfiehlt der Wissenschaftsrat für die HGF die Einführung einer zentrenübergreifenden programmbezogenen Finanzierung. Diese soll rund 80% des Budgets der HGF umfassen, die restlichen 20% sollen die Zentren als institutionelle Förderung für zweckfreie Forschung erhalten. Die Definition der Programme soll erfolgen durch Abstimmung zwischen Zuwendungsgebern und Senat der HGF, die Zentren sollen sich mit Forschungskonzepten um die Programmmittel bewerben, wobei dem Wissenschaftsrat besonders daran gelegen war, dass trotz formalen Wettbewerbs "unter der Hand" nicht weiter Proporz- oder Bestandsorientierungen greifen können. In diesem Zusammenhang empfiehlt er bestimmte institutionelle Vorkehrungen: So soll die Verantwortung für die Auswahl der Programme beim Präsidenten angesiedelt werden, der durch Programmkoordinatoren in der Funktion von Vizepräsidenten unterstützt wird. Die Programmkoordinatoren sollten nicht Zentrenleiter sein. Der Wissenschaftsrat ist sich dessen bewusst, dass institutionelle Empfehlungen wie diese direkt  die Machtbalancen innerhalb der HGF berühren und auf der Ebene der Mikropolitik der Organisation Widerstände hervorrufen. Abstrakt gesprochen ist die HGF durch  relativ komplexe interne Akteurskonstellationen mit vier Ebenen gekennzeichnet: HGF, einzelne Zentren, Institute und individuelle Wissenschaftler. Die entscheidende Konfliktlinie verläuft zwischen HGF und einzelnen Zentren: Eine Stärkung der Kompetenzen der Zentrale (zumal durch eine neue Steuerungsebene (Programmkoordinatoren), die quer zu den Zentren liegt)  bedroht die Bestandssicherungsinteressen  einzelner Zentren, die befürchten müssen, in Zukunft zu den Wettbewerbsverlierern gehören zu müssen. Diesen fällt es wiederum nicht schwer, die Ebenen 3 (Institute) und 4 (individuelle Wissenschaftler) für ihren Widerstand zu mobilisieren. Der Wissenschaftsrat sieht jedoch keine Alternative zu institutionellen Vorkehrungen dieser (oder anderer) Art, wenn man ein extrem aufwendiges Verfahren, 3 Mrd. DM kompetitiv zu vergeben, wirksam durchführen will. Anders gesagt: Der Aufwand für die neue Steuerungsform lohnt sich nur, wenn das Ziel eines echten Wettbewerbs auch erreicht wird.

Bei der WGL ist die Problemlage dadurch "entschärft", dass die Systemevaluation einen instituteübergreifenden Wettbewerb um Mittel, der durch den Senat der WGL gesteuert würde, nicht empfiehlt. Auch stellt der Wissenschaftsrat explizit fest, dass die Entwicklung der WGL zu einer eigenständigen Trägerorganisation nicht zu empfehlen sei, da dies der konstitutiven föderalen Basis der Institute widerspreche. Außerdem anerkennt er  die Erwartung von Bund und Ländern, mit den Instituten der WGL über ein bewährtes und flexibles Instrument der Forschungsförderung zu verfügen zu können. Eine andere Empfehlung war auch deshalb nicht realistisch, da die Institute der WGL Bund-Länder-Institute sind, für die insgesamt 16 Bundesländer, die die Rechts- und Fachaufsicht haben,  und 10 verschiedene Bundesministerien zuständig sind. Es ist nicht zu erwarten, dass die beteiligten Bundesministerien und noch weniger die beteiligten Länder ihre forschungspolitischen Gestaltungsmöglichkeiten gegenüber "ihren" Instituten zugunsten des Senats der WGL aufgeben.

Empfohlen wurde demgegenüber, dass der Senat der WGL die Verfahren der externen Qualitätssicherung künftig selbst gestalten und durchführen soll. Damit wird dem Senat der WGL eine wichtige institute​übergreifende Steuerungsaufgabe angetragen, der für die interne Flexibilität der WGL eine Schlüsselfunktion zukommt. Aber auch hier traten zunächst erwartbare Widerstände ein, vor allem von den Zuwendungsgebern, die wohl eine Verselbständigung der WGL befürchteten. Aber auch einzelne Mitgliedsinstitute der WGL senden mitunter "Signale" aus, dass ihnen eine Fortsetzung der Begutachtungen durch den Wissenschaftsrat nicht unlieb sei... Der Wissenschaftsrat ist dennoch weiterhin davon überzeugt, dass die Stärkung der Selbstorganisation der Blauen Liste, auch in dem wichtigen Punkt der Qualitätssicherung, richtig ist.

Man wird in 5-10 Jahren wissen, ob die Empfehlungen und deren Umsetzungen sich bewährt haben. Klar ist aber auch, dass es nicht darum geht einen masterplan (des Wissenschaftsrates oder von wem auch immer) zu implementieren, sondern inkrementell die jeweils nächsten Schritte einzuleiten und vor allem aus nicht-erwarteten Effekten zu lernen. Der Wissenschaftsrat wird diesen Prozess selbstverständlich weiter beobachten, aber auch die betroffenen Forschungsorganisationen  sollten darüber nachdenken, wie sie immer wieder systematisch Reflexionsschleifen in den Reformprozess einfügen können.

III. Folgerungen für künftige Systemevaluationen

Ich hatte eingangs dargestellt, dass der Typus der "instutionenzentrierten Systemevaluationen", bei der einzelne Forschungsorganisationen der Reihe nach systemisch betrachtet werden, nicht die einzig denkbare Weise ist, um ein nationales Wissenschaftssystem zu beobachten. Dass eine solche institutionenzentrierte Betrachtung gewählt wurde, ist gleichwohl plausibel und vor dem Hintergrund der Diagnose des deutschen Wissenschaftssystems ("Versäulung") begründbar. Gewisse Verkürzungen der Wahrnehmung und blinde Flecke in der Analyse werden aber auch unvermeidlich. Wenn es richtig ist, dass im deutschen Wissenschaftssystem insgesamt nicht genügend institutionelle Flexibilität vorhanden ist, um neue zukunftsweisende Forschungsfelder aufzugreifen und gleichzeitig das gesamte vorhandene Potential (über alle Forschungseinrichtungen hinweg) dafür zu nutzen, dann bietet es sich an, Systemevaluationen künftig verstärkt unter bestimmten institutionen​übergreifenden Fragestellungen zu konzipieren. Eine dieser Fragen könnte beispielsweise sein, wie die Potentiale der zweckorientierten Grundlagenforschung in Hochschulen, außeruniversitären Forschungseinrichtungen und Industrie optimiert und besser vernetzt werden können. Eine andere Frage ist, wie die "Strategische Forschungsförderung" in Deutschland effektiver gestaltet werden kann. Auch bei dieser Frage sind im Prinzip alle Forschungseinrichtungen und Forschungsförderungseinrichtungen mit im Blick, der Wissenschaftsrat hat im letzten Jahr - nicht zufällig nach den Systemevaluationen zu HGF und WGL - eine Arbeitsgruppe zu diesem Thema eingesetzt. In anderen Ländern wird wiederum anders vorgegangen: Die USA haben sich in den letzten Jahren stärker auf forschungsfeldbezogene Evaluationen konzentriert  und fragen sich, ob sie in den Materialwissenschaften oder der Immunologie  eine international führende Rolle einnehmen und welche Gründe dafür eine Rolle spielen. Auch solche forschungsfeldbezogenen Evaluationen lassen sich als Systemevaluationen konzipieren.

Abschließend kann man darüber nachdenken, ob sich der mehrjährige Aufwand mit den Systemevaluationen "gelohnt" hat. Diese Frage sollte aber nicht der Wissenschaftsrat als erster beantworten; sie richtet sich vielmehr zunächst an die die Forschungsorganisationen, die am besten beurteilen können, ob und wie sie die Gelegenheit für Reformen nutzen wollen.

Köln, 2.10.2001








�	Die Frage einer erweiterten Selbststeuerung sollte sowohl in der Systemevaluation der HGF als auch der WGL eine Rolle spielen.


� 	Die unterschiedliche Organisations- und Konfliktfähigkeit der Einrichtungen mag im übrigen auch erklären, warum FhG, MPG (und DFG) aktiv bestimmte Verfahren der Systemevaluierung initiieren konnten, während mit den Evaluationen von HGF und WGL der Wissenschaftsrat betraut wurde.


�	Immerhin sei erwähnt, dass der Wissenschaftsrat die Konzentration der Zuständigkeiten auf Bundesebene empfiehlt.


�	Außerdem steht Bund und Ländern mit dem Zusatz ..."abgesehen von den Ausnahmefällen, in denen Bund und Länder ein anderes Begutachtungsverfahren einleiten" weiterhin die Hintertür weit offen.





